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Beschluß 
BVerfG, Art. 3 II GG, § 1355 II 2 BGB 
Mannesvorzug beim Ehenamen verfas­
sungswidrig 
I. Mit dem Grundsatz der Gleichberechtigung 
(Art. 3 Abs. 2 GG) ist es nicht vereinbar, daß der 
Mannesname von Gesetzes wegen Ehename wird, 
wenn die Ehegatten keinen ihrer Geburtsnamen 
zum Ehenamen bestimmen(§ 1355 Abs. 2 Satz 2 
BGB). 
II. Bis zum Inkrafttreten einer gesetzlichen Neu­
regelung sind die§§ 1355 und 1616 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs mit folgender Maßgabe anzuwenden: 

1. Treffen die Ehegatten bei einer Eheschlies­
sung nach dem Tage der Veröffentlichung dieser 
Entscheidungsformel im Bundesgesetzblatt keine 
Bestimmung gemäß§ 1355 Absatz 2 Satz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, so behält jeder Ehegat­
te vorläufig den von ihm zur Zeit der Eheschlies­
sung geführten Namen. 

2. Führen die Ehegatten danach keinen ge­
meinsamen Familiennamen, so bestimmt sich der 
Name eines ehelichen Kindes vorläufig wie folgt: 

Die gesetzlichen Vertreter können vor der Be­
urkundung der Geburt des Kindes gegenüber dem 
Standesbeamten bestimmen, daß das Kind den Fa­
miliennamen des Vaters, den Familiennamen der 
Mutter oder einen aus diesen Namen in beliebiger 
Reihenfolge gebildeten Doppelnamen erhalten 
soll. Treffen sie keine Bestimmung, so erhält das 
Kind einen aus den Namen beider Ehegatten ge­
bildeten Doppelnamen; über die Reihenfolge der 
Namen entscheidet das Los. 
- Beschluß des BVerfG vom 5.3.1991 - 1 BvL 83/86, 1 BvL 
24/88-

Aus den Gründen : 
A. 

Die Vorlagen betreffen die Frage, ob es mit 
Art. 3 Abs. 2 GG vereinbar ist, daß der Geburts­
name des Ehemannes Ehename wird, wenn die 
Eheleute bei der Eheschließung nicht einen ihrer 
Geburtsnamen zum Ehenamen bestimmen. 
I. 

1. ach § 1355 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vom 18. 
August 1896 (RGBI. S. 195) erhielt die Frau bei der Eheschlies­
sung den Namen des Mannes. Diese Vorschrift wurde durch das 
Gleichberechtigungsgesetz vom 18. Juni 1957 (BGB!. I S. 609) 
dahin geändert, daß die Frau das Recht erhielt, ihren Mädchen­
namen dem gemeinsamen Familiennamen anzufügen. Mit Be­
schluß vom 31. Mai 1978 (BVerfGE 48, 327) entschied das 
Bundesverfassungsgericht, daß diese Regelung mit Art. 3 Abs. 
2 GG unvereinbar war. 

2. Bereits vorher war§ 1355 BGB durch das Erste Gesetz 
zur Reform des Ehe- und Familienrechts (1. EheRG) vom 14. 
Juni 1976 (BGBI. I S. 1421) geändert worden. 

Der Entwurf der Bundesregierung (BTDrucks. 7/650) 
sah vor, daß die Verlobten verpflichtet sein sollten, den von 
ihnen zu führenden gemeinsamen Familiennamen (Ehenamen) 
bei der Eheschließung zu bestimmen. Der Standesbeamte sollte 
die Eheschließung erst nach Abgabe einer entsprechenden Er­
klärung vornehmen dürfen. Den Verlobten sollte die Wahl 
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zwischen dem Geburtsnamen des Mannes, dem Geburtsnamen 
der Frau und einem aus beiden Geburtsnamen zusammenge­
setzten Doppelnamen offenstehen. Der Bundestag folgte dem 
Vorschlag, die Eheschließung von einer vorherigen Erklärung 
der Verlobten über den Ehenamen abhängig zu machen, strich 
jedoch die Möglichkeit, einen Doppelnamen zu wählen. Au­
ßerdem beschloß er abweichend vom Regierungsentwurf, dem 
Ehegatten, dessen Name nicht zum Ehenamen bestimmt wer­
de, das Recht zu geben, seinen Namen dem Ehenamen voran­
zustellen (BTDrucks. 7 /3119, S. 4 und 11). 

Der Bundesrat erhob Bedenken dagegen, die Verlobten 
zur Abgabe einer Erklärung über den Ehenamen zu verpflich­
ten, weil dadurch die Entscheidungsfreiheit beider Ehegatten 
eingeschränkt würde. Selbst wenn man annehmen sollte, daß 
die ausschließliche Bestimmung des Mannesnamens zum Ehe­
namen dem Grundsatz der Gleichberechtigung der Geschlech­
ter widerspreche, reiche es aus, daß als Ehename der ame des 
Mannes oder der der Frau gewählt werden könne. Bei der zur 
Vermeidung eines Erklärungszwangs erforderlichen Auffang­
regelung sei es sachgerecht, an den amen des Mannes anzu­
knüpfen (BTDrucks. 7/3268, S. 2). 

Schließlich stimmten Bundestag und Bundesrat einem 
Antrag des Vermittlungsausschusses (BTDrucks. 7/4992) zu, 
der den Vorschlag des Bundesrates zum Ehenamen weitgehend 
übernahm, dem Beschluß des Bundestages aber insoweit folgte, 
als der „übergangene" Ehegatte das Recht erhielt, seinen Na­
men dem Ehenamen voranzustellen. 

Mit dem Ehenamen ist zugleich der Name der aus der Ehe 
stammenden Kinder festgelegt; ein eheliches Kind erhält nach 
§ 1616 BGB den Ehenamen seiner Eltern. 

II. 
In den Ausgangsverfahren,,. geht es um Berichtigungsan­

träge von Ehegatten, die gemäß § 1355 Abs. 2 Satz 2 BGB den 
Mannesnamen als Ehenamen erhielten, weil sie keine Bestim­
mung nach § 1355 Abs. 2 Satz 1 BGB getroffen hatten. 

III. 
Zu den Vorlagebeschlüssen haben sich der Bundesmini­

ster der Justiz namens der Bundesregierung sowie die Senatver­
waltung für Justiz des Landes Berlin und der Ministerpräsident 
des Landes Schleswig-Holstein geäußert. 

1. Der Bundesminister hält§ 1355 Abs. 2 Satz 2 BGB für 
verfassungsgemäß. Dem Gesetzgeber, der an dem verfassungs­
rechtlich unbedenklichen Grundsatz der amenseinheit in der 
Ehe festgehalten habe, hätten nur begrenzte Möglichkeiten für 
die Bestimmung des einheitlichen Familiennamens offenge­
standen. Die Verweigerung der Eheschließung in Fällen, in 
denen die Verlobten sich nicht auf einen Namen einigen kön­
nen, wäre nicht nur rechtspolitisch problematisch, sondern 
auch verfassungsrechtlich bedenklich gewesen, weil sie die 
Eheschließungsfreiheit beeinträchtigt un~ Kindern den Status 
der Ehelichkeit wie auch die Möglichkeit verwehrt hätte, in der 
ehelichen Familie ihrer Eltern aufzuwachsen. Bei der hiernach 
erforderlichen Auffangregelung habe der Gesetzgeber prak­
tisch nur an den Namen des einen oder des anderen Ehegatten 
anknüpfen können, da andere Lösungen weniger sachgerecht 
wären und ein Doppelname das Problem schon wegen der dann 
erforderlichen Bestinunung der Reihenfolge der amen nicht 
lösen könne. Der Gesetzgeber habe in § 1355 BGB die für die 
Beteiligten schonendste Regelung getroffen, indem er zunächst 
den Ehegatten die Wahl lasse, einen ihrer Geburtsnamen zum 
Ehenamen zu bestimmen, und lediglich für Fälle, in denen eine 
entsprechende Erklärung nicht abgegeben wird, in Überein­
stimmung mit der deutschen Namenstradition an den Geburts­
namen des Mannes anknüpfe. Die damit verbundene 
Ungleichbehandlung von Mann und Frau sei unvermeidlich 
gewesen, in ihrer Wirkung aber abgemildert worden durch die 
Regelung, daß der Ehegatte, dessen ame nicht Ehename wer-
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de, seinen Namen dem Ehenamen voranstellen und damit im 
täglichen Umgang weiter führen dürfe. 

Die Schwierigkeit, eine geschlechtsneutrale Regelung zu 
treffen, bestehe im übrigen auch, wenn der Grundsatz der 
Namenseinheit aufgegeben werde. Die dann erforderliche Re­
gelung über den Kindesnamen müsse für den Fall, daß die 
Eltern sich nicht einigen können, eine Auffangregelung bereit­
halten., für die sachgerechte Kriterien, die nicht an den amen 
eines Elternteils anknüpfen, nicht ersichtlich seien. Die Ent­
scheidung über den Kindesnamen könne im Konfliktfall nicht 
den Vormundschaftsgerichten übertragen werden, denn dje 
Wahl zwischen dem amen des Vaters oder dem der Mutter 
könne ebensowenig wie die Bestimmung der Reihenfolge der 

amen bei Bildung eines Doppelnamens nach fundeswohlkri­
terien getroffen werden. 

2. Die Senatsverwaltung für Justiz des Landes Berlin ist 
der Auffassung, daß§ 1355 Abs. 2 Satz 2 BGB eine Ungleich­
behandlung aus Gründen des Geschlechts vorsehe, die mit Art. 
3 Abs. 2 GG nicht vereinbar sei. Die herkömmliche Rollenver­
teilung, die ohnehin in vielen Bereichen nicht mehr gültig sei, 
könne eine Benachteiligung der Frau im Ehenamensrecht nicht 
rechtfertigen. Die Möglichkeit der Ehegatten, die in§ 1355 Abs. 
2 Satz 2 BGB vorgesehene Rechtsfolge durch Einigung über 
den Ehenamen oder gar Verzicht auf Heirat zu vermeiden, 
mache die Ungleichbehandlung nicht zulässig. Eine Bestim­
mung des Ehenamens anhand geschlechtsneutraler Kriterien 
sei auch nicht unmöglich. 

3. Der Ministerpräsident des Landes Schleswig-Holstein 
hält§ 1355 Abs. 2 Satz 2 BGB ebenfalls für verfassungswidrig. 
Wie das Bundesverfassungsgericht wiederholt betont habe, 
hänge die Geltung des Gleichberechtigungsgebote nicht von 
traditionellen Überzeugungen der Betroffenen ab, da Art. 3 
Ab . 2 GG die Gleichberechtigung der Geschlechter gerade für 
die Zukunft durchsetzen solle. Ob es verfassungsdogmatisch 
zulässig wäre, einen Verfassungsverstoß dann zu verneinen, 
wenn es keine andere praktikable Möglichkeit gäbe, einen ge­
meinsamen Ehenamen zu bestimmen, könne dahingestellt blei­
ben, denn eine dem Gleichberechtigungsgebot entsprechende 
Regelung sei hier möglich. 

B. 
Die Vorlagen sind zulässig. 
Die Vorlagebeschlüs e lassen mit hinreichender Deut­

lichkeit erkennen, daß jedenfalls die Entscheidung über die von 
den Ehefrauen gestellten Berichtigungsanträge von der Verfas­
sungsmäßigkeit der zur Prüfung gestellten Norm abhängt. Ob 
die Entscheidungserheblichkeit auch in bezug auf die von den 
Ehemännern gestellten Anträge bejaht werden könnte, bedarf 
danach keiner Prüfung mehr. 

C. 
§ 1355 Abs. 2 Satz 2 BGB ist mit Art. 3 Abs. 

2 GG nicht vereinbar. 
I. 

Art. 3 Abs. 2 GG verbietet, daß der Ge­
schlechtsunterschied als beachtlicher Grund für 
eine Ungleichbehandlung im Recht herangezogen 
wird. Das schließt zwar Regelungen nicht aus, die 
im Hinblick auf objektive biologische oder funk­
tionale (arbeitsteilige) Unterschiede nach der Natur 
des jeweiligen Lebensverhältnisses zwischen Män­
nern und Frauen differenzieren (vgl. BVerfGE 63, 
1894 m.w. .). Allein die traditionelle Prägung 
eines Lebensverhältnisses reicht für eine Ungleich­
behandlung jedoch nicht aus. Das verfassungs­
rechtliche Gebot verlöre seine Funktion, für die 
Zukunft die Gleichberechtigung der Geschlechter 
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durchzusetzen, wenn die vorgefundene gesell­
schaftliche Wirklichkeit hingenommen werden 
müßte (vgl. BVerfGE 57, 335 X, 345 f. m.w. .). 
Der Gleichberechtigungsgrundsatz ist strikt anzu­
wenden. Dies gilt namentlich dort, wo Frauen be­
nachteiligt werden; denn Art. 3 Abs. 2 GG soll vor 
allem dem Abbau solcher Benachteiligungen die­
nen (vgl. BVerfGE 74, 163 (179)). 

II. 
ach § 1355 Abs. 2 Satz 2 BGB wird der 

Mannesname Ehename, wenn die Ehegatten nicht 
einen ihrer Geburtsnamen zum Ehenamen bestim­
men. Die Vorschrift behandelt also Männer und 
Frauen bei der Festlegung des Ehenamens unter­
schiedlich. Diese Ungleichbehandlung wird nicht 
durch objektive Unterschiede zwischen den Ge­
schlechtern gerechtfertigt. Sie ist nicht aus anderen 
Gründen verfassungsrechtlich legitimiert. 

1. Eine Prüfung der gesetzlichen Vorschrift 
am Maßstab des Art. 3 Abs. 2 GG scheidet hier 
nicht deshalb aus, weil bei Ehegatten, die vor ei­
nem deutschen Standesbeamten die Ehe schließen, 
die Kenntnis der Rechtslage vorausgesetzt werden 
kann und deshalb in der Eheschließung eine kon­
kludente Zustimmung zur gesetzlich vorgesehe­
nen Rechtsfolge gesehen werden könnte. Dem 
steht schon entgegen, daß der Mannesname von 
Gesetzes wegen auch dann zum Ehenamen wird, 
wenn die Verlobten - wie in den Ausgangsfällen -
ausdrücklich ihren entgegenstehenden Willen be­
kundet haben. Die Verlobten, die die namensrecht­
liche Benachteiligung der Frau vermeiden wollen, 
müßten unverheiratet bleiben, wenn sie sich nicht 
auf einen gemeinsamen Familiennamen einigen. 
Im übrigen muß der Gesetzgeber auch bei dispo­
sitiven Regelungen die Grundrechte beachten. 

2. Die nach dem Geschlecht differenzierende 
Auffangregelung ist auch nicht durch Gründe ge­
rechtfertigt, die vor Art. 3 Abs. 2 GG Bestand 
haben können. , 

a) Biologische oder funktionale Unterschiede 
können die U ngleichbehandlung nicht rechtferti­
gen (vgl. BVerfGE 48, 327 (337)). Dabei kann die 
Frage, inwieweit funktionale (arbeitsteilige) Un­
terschiede überhaupt noch herangezogen werden 
können, um eine Benachteiligung der Frau zu be­
gründen, dahingestellt bleiben. Eine Rechtferti­
gung der namensrechtlichen Ungleichbehandlung 
durch solche Unterschiede scheidet offensichtlich 
aus. Eine geringere Berufstätigkeit von Frauen 
(vgl. Wacke, in: Münchener Kommentar zum Bür­
gerlichen Gesetzbuch, 2. Aufl., 1989, § 1355, Rdnr. 
13) ist nicht auf objektive funktionale Unterschie­
de zwischen den Geschlechtern zurückzuführen, 
sondern allenfalls auf eine traditionell typische Ar­
beitsteilung, die Art. 3 Abs. 2 GG gerade nicht 
verfestigen will (vgl. BVerfGE 57, 335 (344)). Die 
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geringere Präsenz von Frauen in höheren berufli­
chen Positionen (Wacke, a.a.O.) ist teilweise selbst 
das Ergebnis ungerechtfertigter Benachteiligung. 

b) Der Grundsatz der Gleichberechtigung 
wird im vorliegenden Zusammenhang auch nicht 
durch andere verfassungsrechtliche Gewährlei­
stungen begrenzt (vgl. BVerfGE 48, 327 (338 f.) 
m.w. .). Die Entscheidung des Gesetzgebers, am 
einheitlichen Familiennamen festzuhalten, ist 
zwar verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. 
Sie kann aber eine Differenzierung nach dem Ge­
schlecht schon deshalb nicht rechtfertigen, weil 
Art. 6 Abs. 1 GG den Gesetzgeber nicht verpflich­
tet, die Namenseinheit in der Familie zu wahren 
(vgl. BVerfGE 78, 38 ( 49)). Es ist auch nicht ersicht­
lich, daß die für diese Fälle zu treffende Regelung 
des Kindesnamens den Gesetzgeber vor Probleme 
stellen würde, die eine Abweichung vom Grund­
satz der Gleichberechtigung von Männern und 
Frauen im Ehenamensrecht rechtfertigen könnten. 
Sowohl ausländische Rechtsordnungen als auch 
die rechtspolitische Diskussion der letzten Jahre 
über eine euregelung des Ehe- und Familien­
rechts zeigen, daß praktikable Regelungen für den 
Kindesnamen gefunden werden können, ohne den 
Grundsatz der Gleichberechtigung zu verletzen. 

Die Entscheidung des Ge etzgeber für einen 
gemeinsamen Familiennamen kann die in § 1355 
Abs. 2 Satz 2 BGB vorgesehene Ungleichbehand­
lung von Männern und Frauen aber auch deshalb 
nicht rechtfertigen, weil sich die Namenseinheit 
auch ohne Verstoß gegen das Gleichberechti-
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gungsgebot verwirklichen ließe. Im Gesetzge­
bungsverfahren wurden Bemühungen um eine Lö­
sung, die Art. 3 Abs. 2 GG besser Rechnung getra­
gen hätte, letztlich deshalb nicht weiter verfolgt, 
weil die in § 1355 Abs. 2 Satz 1 BGB eröffnete 

amenswahl für ausreichend gehalten wurde (vgl. 
oben AI 2). 

3. Die Ungleichbehandlung verliert nicht da­
durch an Gewicht, daß die Ehegatten nach § 1355 
Abs. 2 Satz 1 BGB den amen der Frau oder den 
de Mannes zum Ehenamen bestimmen können. 
Zum einen gewinne die Frage rechtlicher Gleich­
ordnung vor allem dann Bedeutung, wenn die Ver­
lobten sich nicht einigen. Gerade für diesen Fall 
sieht das Gesetz aber eine die Frau benachteiligen­
de Regelung vor. Zum anderen wirkt diese Auf­
fangregelung zwangsläufig auf das Wahlrecht der 
Ehegatten zurück mit der Folge, daß die Chancen­
gleichheit bereits bei der Entscheidungsbildung 
über den Ehenamen zu Lasten der Frau beein­
trächtigt wird. Denn die Einigungsbereitschaft des 
Mannes kann durch das Bewußtsein gemindert 
werden, daß sein ame im Konfliktfall von Geset­
zes wegen zum gemeinsamen Familiennamen 
wird, falls seine Partnerin nicht unter diesen Um­
ständen auf die Eheschließung verzichtet. Ähnlich 
wie beim Stichentscheid des Vaters nach § 1628 
Abs. 1 BGB a.F. kann daher der Grundsatz, daß die 
Ehegatten den Ehenamen gemeinsam bestimmen 
können, die Zurücksetzung der Frau in der Auf­
fangregelung nicht aufwiegen (vgl. BVerfGE 10, 59 
(78 f.)). 

D. 
§ 1355 Abs. 2 Satz 2 BGB ist daher mit Art. 3 

Abs. 2 GG unvereinbar. Der Gesetzgeber hat eine 
das Gleichberechtigungsgebot achtende Neurege­
lung zu treffen, die auch eine Überleitungsrege­
lung für "Altfälle" enthält. Im Interesse der 
Rechtsklarheit ist es geboten, bis zum Inkrafttre­
ten einer gesetzlichen euregeluQg in der vorlie­
genden Entscheidung eine Ubergangsregelung zu 
treffen. 
I. 

Steht eine Norm mit dem Grundgesetz nicht 
in Einklang, so ist sie grundsätzlich für nichtig zu 
erklären(§ 82 Abs. 1 i.V.m. § 78 Satz 1 BVerfGG). 
Das gilt allerdings nicht, wenn bei Verstößen gegen 
den allgemeinen oder einen speziellen Gleichheits­
satz die Verfassungsmäßigkeit auf verschiedene 
Weise hergestellt werden kann und die ichtiger­
klärung dem Gesetzgeber vorgreifen würde oder 
wenn die ichtigerklärung zu einem der Verfas-
ung noch weniger entsprechenden Zustand füh­

ren würde (vgl. BVerfGE 61,319 (356); Beschluß 
vom 27. ovember 1990 - 1 BvR 402/87 - S. 33). 

Danach ist der Ausspruch hier darauf zu be­
schränken, daß die verfassungswidrige Vorschrift 

maritthiede
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mit dem Grundgesetz unvereinbar ist; denn die 
ichtigerklärung, die sich grundsätzlich auf den 

gesamten Geltungszeitraum der Vorschrift bezie­
hen würde (vgl. BVerfGE 1, 14 (37)), könnte zu 
erheblicher Rechtsunsicherheit führen, die im a­
mensrecht nicht tragbar wäre. § 79 Abs. 2 
BVerfGG, der die Konsequenzen der ichtiger­
klärung für in der Vergangenheit entstandene 
Rechtsverhältnisse wesentlich einschränkt und da­
mit Rechtsunsicherheit vermeidet, ist hier nicht 
unmittelbar anwendbar, weil die Rechtswirkungen 
des§ 1355 Abs. 2 Satz 2 BGB ohne Zwischenschal­
tung einer Behörde oder eines Gerichtes eingetre­
ten sind (vgl. BVerfGE 37, 217 (262 f.); 48, 327 
(340)). Die Auswirkungen der Verfassungswidrig­
keit auf den amen der Ehegatten bei in der Ver­
gangenheit geschlossenen Ehen bedürfen daher ei­
ner besonderen gesetzlichen Regelung (vgLBVerf­
GE 37,217 (263)). 

II. 
1. Der Gesetzgeber ist verpflichtet, das Ehe­

namensrecht jedenfalls für die Fälle, in denen die 
Ehegatten keine Bestimmung nach § 1355 Abs. 2 
Satz 1 BGB treffen, neu zu regeln. Ihm steht dabei 
ein weiter Gestaltungsraum offen. Er kann sich für 
die Beibehaltung des einheitlichen Familienna­
mens mit geschlechtsneutraler Auffangregelung 
entscheiden. Es steht ihm aber auch frei, Ausnah­
men vom Grundsatz der amenseinheit zuzulas­
sen oder das Ehenamensrecht umfassend neu zu 
regeln. 

2. Wird eine orm für mit dem Grundgesetz 
unvereinbar erklärt, hat dies grundsätzlich zur 
Folge, daß sie von Gerichten und Verwaltungsbe­
hörden nicht mehr angewendet werden darf 
(BVerfGE 37,217 (261); 82, 126 (155)). 

a) Dies darf hier nicht dazu führen, daß Ehe­
schließungen bis zu einer gesetzlichen eurege­
lung nur noch vorgenommen werden, wenn die 
Verlobten eine Erklärung über den gemeinsamen 
Familiennamen nach § 1355 Abs. 2 Satz 1 BGB 
abgeben. Eine solche Auslegung des verbleiben­
den Teils von§ 1355 BGB kommt aus verfassungs­
rechtlichen Gründen nicht in Betracht, weil sie zu 
einem gesetzlich nicht vorgesehenen Ehehindernis 
führen würde. Dabei bedarf es keiner Prüfung, ob 
es materiell mit Art. 6 Abs. 1 GG vereinbar wäre, 
die gemeinsame amenswahl in den von § 1355 
Abs. 2 Satz 1 BGB gezogenen Grenzen zur Ehe­
voraussetzung zu erklären. Jedenfalls könnte die 
verfassungsrechtlich gewährleistete Eheschlies­
sungsfreiheit nur durch eine Entscheidung des Ge­
setzgebers eingeschränkt werden, der eine sorgfäl­
tige Abwägung vorausgehen müßte. Der Gesetz­
geber hat aber die mit einem Erklärungszwang 
verbundene Einschränkung der Eheschließungs­
freiheit gerade vermeiden wollen (vgl.die Begrün-
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dung zum Änderungsantrag des Bundesrates -
BTDrucks. 7 /3268 -, den der Vermittlungsaus­
schuß übernommen hat). 

b) Bis zur gesetzlichen euregelung ist daher 
eine Auffangregelung erforderlich. Dies rechtfer­
tigt es jedoch nicht, die verfassungswidrige Vor­
schrift ausnahmsweise vorläufig weiter anzuwen­
den. Zwar könnte dadurch Rechtsunsicherheit 
über den amen, den die Ehegatten in der Ehe zu 
führen haben, wenn sie eine Erklärung nach§ 1355 
Abs. 2 Satz 1 BGB nicht abgeben, vermieden wer­
den (vgl. BVerfGE 37,217 (260); 61,319 (356)). Die 
weitere Anwendung des § 1355 Abs. 2 Satz 2 BGB 
würde jedoch zu neuen Verfassungsverstößen 
führen, die durch die spätere euregelung nicht 
oder doch nur unter erneuter Beeinträchtigung des 
Persönlichkeitsrechts der Betroffenen rückgängig 
gemacht werden könnten. Der Geburtsname eines 
Menschen ist Ausdruck der Individualität und 
Identität; der Einzelne kann daher grundsätzlich 
verlangen, daß die Rechtsordnung seinen amen 
respektiert und schützt. Eine amensänderung 
darf nicht ohne gewichtige Gründe gefordert wer­
den (vgl. BVerfGE 78, 38 (49)). Diesen verfassungs­
rechtlichen Anforderungen genügt zwar die Ver­
pflichtung der Ehegatten zum Führen eines ge­
meinsamen Familiennamens. Der mit einer weite­
ren Anwendung von § 1355 Abs. 2 Satz 2 BGB 
verbundene Zwang für die betroffenen Ehefrauen, 
den eigenen amen aufzugeben, um den amen 
des Ehemannes als Ehenamen zu führen, könnte 
jedoch nicht mehr auf Gemeinwohlgründe ge­
stützt werden, weil feststeht, daß die an den Man­
nesnamen anknüpfende Auffangregelung verfas­
sungswidrig ist. Da der Gesetzgeber bei der gebo­
tenen euregelung eine andere Bestimmung über 
den in der Ehe zu führenden amen treffen muß, 
könnten die betroffenen Ehefrauen von den Mög­
lichkeiten der amensbestimmung, die durch die 

euregelung eröffnet werden, nur durch einen 
erneuten amenswechsel Ge~rauch machen, 
müßten also eine weitere Beeinträchtigung ihres 
Persönlichkeitsrechtes in Kauf nehmen. 

c) Die Übergangsregelung muß die Fälle er­
fassen, in denen die Ehegatten keine Erklärung 
nach§ 1355 Abs. 2 Satz 1 BGB abgeben. Im übri­
gen bleibt es beim geltenden Recht. Der Standes­
beamte wird daher zunächst gemäß § 13 a EheG 
die Verlobten zu befragen haben, ob sie eine Erklä­
rung abgeben wollen. 

aa) In den Fällen, in denen die Verlobten eine 
Bestimmung des Ehenamens im Rahmen der ihnen 
gesetzlich eröffneten Möglichkeiten nach entspre­
chender Befragung nicht treffen, erweist es sich für 
die Übergangszeit als die schonendste Lösung, 
wenn die Ehegatten zunächst die amen behalten, 
die sie vor der Eheschließung geführt haben. Diese 
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Übergangsregelung greift auch dem Gesetzgeber 
nicht vor, sondern erleichtert eher eine eurege­
lung, weil sie die otwendigkeit eines mehrfachen 

amenswechsels vermeidet. ach Inkrafttreten 
des Gesetzes wird dann zu entscheiden sein, wel­
chen amen die Ehegatten in Zukunft tragen. 

66) Die vorübergehende Ausnahme vom 
Grundsatz der amenseinheit in den geschilder­
ten Fällen macht es erforderlich, insoweit auch für 
den Kindesnamen eine vorläufige Regelung zu 
treffen. Dabei ist von dem in § 1355 Abs. 2 Satz 1 
BGB und Art. 220 Abs. 5 EGBGB zum Ausdruck 
kommenden Grundsatz der Wahl zwischen dem 
Namen des Vaters und dem der Mutter auszuge­
hen. Gleichzeitig sind die Gestaltungsfreiheit des 
Gesetzgebers und die sich aus der Funktion des 
Bundesverfassungsgerichts ergebenden Grenzen 
zu beachten. Es muß daher eine Lösung gewählt 
werden, die in die Rechte der Betroffenen mög­
lichst wenig eingreift und die spätere gesetzliche 

euregelung nicht erschwert. 
Eine Verpflichtung der Ehegatten, den a­

men des Kindes schon bei der Eheschließung fest­
zulegen, kommt nicht in Betracht, weil sie die 
Eheschließungsfreiheit beschränken würde. Eine 
Anknüpfung an den amen eines Elternteils 
scheidet aus, weil sie ebenfalls verfassungsrechtli­
chen Bedenken begegnen würde. ach alledem 
erscheint eine Erweiterung des Wahlrechts der El­
tern als die schonendste Lösung. Die Möglichkeit, 
einen Doppelnamen - mit beliebiger Reihenfolge -
zu wählen, dürfte geeignet sein, die Zahl der Fälle, 
in denen sich die Eltern nicht einigen können, 
erheblich zu vermindern. Außerdem wird durch 
eine solche Lösung eine künftige Regelung am 
wenigsten festgelegt. Für den Konfliktfall ist es 
sachgerecht, den Kindern vorläufig einen Doppel­
namen zu geben und den Standesbeamten hierfür 
die Reihenfolge der amen durch Los ermitteln 
zu lassen. Mit diesem Verfahren wird kein Eltern­
teil benachteiligt, wie es etwa bei einer alphabeti­
schen Reihenfolge der Fall wäre. 

3. Für Ehegatten, die vor der Veröffentlichung 
dieser Entscheidung geheiratet haben, ohne eine 
Erklärung nach§ 1355 Abs. 2 Satz 1 BGB abzuge­
ben, bleibt es zunächst bei den namensrechtlichen 
Folgen, die sich aus § 1355 Abs. 2 Satz 2 BGB 
ergeben haben. Der Gesetzgeber muß jedoch für 
diese Fälle eine besondere Regelung treffen. Dabei 
ist er schon aus Gründen der Rechtssicherheit und 
des Rechtsfoedens nicht gehalten, sämtliche Folgen 
der Regelung rückwirkend zu beseitigen. Er hat 
jedoch dafür zu sorgen, daß für die Zukunft nach­
teilige Auswirkungen der früheren verfassungs­
widrigen Rechtslage beseitigt werden können (vgl. 
BVerfGE 37,217 (262 f.); 48,327 (340)). 

Die danach gebotene gesetzliche Überlei­
tungsregelung ist jedenfalls auf alle Ehegatten zu 
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erstrecken, deren Ehename sich unmittelbar nach 
§ 1355 Abs. 2 Satz 2 BGB bestimmte. Ihnen muß 
die Möglichkeit eröffnet werden, in Zukunft einen 

amen zu führen, der sich aus einer dem Grnnd­
satz der Gleichberechtigung entsprechenden Rege­
lung ergibt. Der nähere Inhalt der Überleitungsre­
gelung ist von der Ausgestaltung des künftigen 
Ehenamensrechts abhängig. Für den Fall, daß der 
Gesetzgeber vom Grundsatz der amenseinheit 
abgeht oder zumindest Ausnahmen zuläßt, wird er 
allerdings zu prüfen haben, ob die mit der eure­
gelung eröffneten Möglichkeiten nicht auch den 
Ehegatten zugänglich sein müssen, die in der Ver­
gangenheit eine Erklärung nach§ 1355 Abs. 2 Satz 
1 BGB abgegeben haben. 

Eine Berichtigung der Eintragungen in den 
Personenstandsbüchern i t bei Ehegatten, die vor 
der Veröffentlichung dieser Entscheidung die Ehe 
geschlossen haben, derzeit nicht möglich, weil sich 
deren Familienname bis zur ge etzlichen Neurege­
lung noch nach § 1355 Abs. 2 Satz 2 BGB be­
stimmt. Soweit Verfahren nach den §§ 45 und 47 
PStG bei den Gerichten anhängig sind, können sie 
zur Vermeidung von Kostennachteilen im Hin­
blick auf die zu erwartende euregelung ausge­
setzt werden. 

Hinweis der Redaktion: 
s. auch Anm. Riedinger STREIT 4/1988, S. 159 
und Dobberthien, Für ein neues Namensrecht, 
STREIT 4/1988, S. 156 

Beschluß 
BVerfG, Art. 3 Abs. 2 GG, § 1355 
Abs. 2 S. 2 BGB analog 
Mannesvorzug beim Kindesnamen 
ebenfalls verfassungswidrig 

Wird der Vater bei der Über(ragung des a­
mens auf das Kind bevorzugt, so Liegt hierin eine 
Benachteiligung der Frau im Eltern-Kind-Ver­
hältnis und innerhalb der Familie, die mit Art. 3 
Abs. 2 GG nicht vereinbar ist. 
Beschluß des BVerfG vom 4.7.1991 - 1 BvR 1467/87-

Au den Gründen: 
Die Verfassungsbeschwerde betrifft den Fa­

miliennamen eines 1983 geborenen Kindes, dessen 
Eltern keinen gemeinsamen Familiennamen (Ehe­
namen) führen. 

1. 
Die Beschwerdeführerin zu I) ist italienische Staatsange­

hörige, der Beschwerdeführer zu 2) deutscher Staatsangehöri­
ger. Sie haben 1974 in Italien die Ehe geschlossen und wohnen 
seither in Deutschland. Die Beschwerdeführerin führt in der 
Ehe nach italienischem Recht ihren Geburtsnamen unter Hin­
zufügung des Namens des Ehemanns. Dieser führt weiter sei­
nen früheren Namen. Als Familienname der im Dezember 1983 
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